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rechtlich Erlaubten hielt, ist ebenso umstritten (F. Sali-
ger) wie die Frage, ob es sich bei dem ohne Zustim-
mung des Parlaments erfolgten und durch einen Minis-
terpräsidenten veranlassten Ankauf von Aktien eines ba-
den-württembergischen Energieversorgers um eine straf-
bare Verletzung der Vermögensbetreuungspflichten
handelte (V. Rieble). In diesem Zusammenhang wird
auch Bezug genommen auf eine Differenzierung zwi-
schen „crimen mala in se“ und „crimen mere prohi-
bita“, also zwischen Straftaten, die sofort als Unrecht
erkennbar sind und solchen, die erst durch eine im Er-
messen des Gesetzgebers liegende Entscheidung zu straf-
barem Unrecht werden. W. gehört zu Letzteren. Erkenn-
bar wird dies auch an den in der Regulierung von wirt-
schaftlichen Prozessen häufig eingesetzten Ordnungs-
widrigkeiten und an der nicht streng durchführbaren
Unterscheidung zwischen Verwaltungs- und Kriminal-
unrecht. Insoweit überrascht es im Übrigen nicht, wenn
Forschungen zur W. sich in den letzten Jahrzehnten auf
die Frage der Entstehungsbedingungen von Wirtschafts-
strafrecht konzentriert haben. Anders als bei den „cri-
mes in the streets“ steht über lange Zeit für die „crimes
in the suites“ nicht die Frage nach den Ursachen von
Wirtschaftsverbrechen im Vordergrund, sondern Fragen
der Einflussnahme von Wirtschaftsverbänden und Lob-
byisten auf die Strafgesetzgebung sowie besondere Be-
dingungen der Anwendung von Wirtschaftsstrafrecht (J.
Savelsberg/P. Brühl).

Darüber hinaus werden paradoxe Befunde konsta-
tiert. Denn W. wird vor allem von älteren Menschen
begangen. Die für konventionelle Formen der Krimina-
lität wie Diebstahl und Körperverletzung beobachtete
Konzentration auf das Jugend- und Heranwachsenden-
alter gilt demnach nicht für die W. Schadensintensive
Formen der W. sind vielmehr mit einem durchschnitt-
lich hohen Alter der Täter verbunden. Die Alters-Kri-
minalitäts-Kurve kehrt sich bei W. um. Sodann wird W.
in höheren sozialen Schichten begangen und begründet
somit auch in dieser Dimension einen Gegensatz zu ver-
schiedenen Formen der Eigentums- und Straßenkrimi-
nalität, die ausweislich der Daten zu Tatverdächtigen
und Verurteilten in größerem Umfang in unteren sozia-
len Schichten auftreten.

3. Ausmaß, Struktur, Entwicklungen. Aussagen
über Ausmaß, Struktur und Entwicklungen der W. sind
mit Problemen des Zugangs zu verlässlichen Daten
konfrontiert. Polizeiliche Kriminalstatistik und polizei-
liche Lageberichte zur W. (Bundeskriminalamt 2014)
geben das strafbare Geschehen nur ausschnittsweise
wieder. In weiten Bereichen ist W. nämlich sogenannte
„Kontrollkriminalität“. Das Bekanntwerden von Straf-
taten des Insiderhandels, der Steuerhinterziehung, ge-
gen die Insolvenzordnung oder der Geldwäsche ist we-
sentlich bedingt durch das Ausmaß an Kontrolle, das
durch Polizei oder durch die spezialisierte Wirtschafts-

verwaltung implementiert werden kann. Dort, wo –
wie bspw. beim Anlagebetrug – Opfer vorhanden sind,
ist zu diesen nur wenig bekannt. Denn Dunkelfeld-
oder Opferbefragungen haben sich bis heute auf die
konventionelle Kriminalität konzentriert.

Das polizeiliche Lagebild zur W. (Bundeskriminal-
amt), das sich an die in § 74 c Gerichtsverfassungsge-
setz enthaltene Definition anlehnt, weist für Deutsch-
land und das Jahr 2013 71.331 Fälle der W. aus. Dabei
handelt es sich um 1,2 % aller durch die Polizei in dem-
selben Jahr registrierten Straftaten. Nicht enthalten
sind dabei allerdings die Steuerstraftaten, die in der Zu-
ständigkeit der Steuerstrafabteilungen der Finanzämter
liegen. Auch insoweit ergeben sich Grenzen der Aussa-
gekraft der polizeilichen Informationen über W. Zwar
ist der Anteil der W. an der Gesamtkriminalität gering-
fügig. Doch ist der dadurch verursachte Schaden
enorm. Durch W. entsteht fast die Hälfte der durch die
Polizei registrierten und auf Straftaten zurückführbaren
materiellen Schäden (in Höhe von insgesamt etwa 8
Milliarden Euro, Bundeskriminalamt, 6). Hingewiesen
wird auch auf die durch W. bedingten immateriellen
Schäden, die nicht abgebildet werden können, von de-
nen jedoch angenommen wird, dass sie in Form von
Vertrauensverlust, Reputationsverlust und Wettbe-
werbsverzerrungen erhebliches Gewicht erlangen kön-
nen. Die Polizeiliche Kriminalstatistik hat bis zur Mitte
des letzten Jahrzehnts tendenziell einen Anstieg der W.
ausgewiesen. Seit mehreren Jahren sind die Zahlen al-
lerdings rückläufig. Da es andere Datenquellen zur W.
nicht gibt – sieht man von Untersuchungen ab, die sich
mit subjektiven Einstellungen oder Risikowahrneh-
mungen von Personen aus dem Wirtschaftsleben befas-
sen (KPMG, Transparency International) – fällt
eine Interpretation der polizeilich ermittelten Daten
schwer. In Rechnung zu stellen ist ferner, dass sich auch
die öffentliche Aufmerksamkeit wandelt und dass da-
durch Veränderungen in der Intensität und der Rich-
tung polizeilicher Ermittlungen verbunden sein mögen.
Die Struktur der polizeilich erfassten W. ist durch den
Betrug (und seine Unterformen) bestimmt. Knapp die
Hälfte der Wirtschaftsstraftaten entfallen auf den Be-
trug. Von Bedeutung sind dann Insolvenzdelikte, Ver-
stöße gegen arbeitsrechtliche und sozialrechtliche Be-
stimmungen (Vorenthalten von Arbeitsentgelt, Nicht-
abführen von Sozialbeiträgen etc.), Bestechung im Ge-
schäftsverkehr und schließlich in neuerer Zeit auch der
Abrechnungsbetrug im Gesundheitswesen. Im Übrigen
lassen die empirischen Untersuchungen zur W. erken-
nen, dass Ermittlungsverfahren durch eine durch-
schnittlich hohe Zahl an Fällen (und Opfern) gekenn-
zeichnet sind. Ferner werden gerade schwere Wirt-
schaftsstraftaten im Rahmen von juristischen Personen
(bzw. Unternehmen) begangen (G. Kaiser). Die Ana-
lyse der Praxis der Strafverfolgung bei W. ergibt zu-
nächst eine hohe Einstellungsquote (V. Meinberg).
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Hinzu tritt eine im Vergleich zur konventionellen Kri-
minalität geringere Verurteilungsquote (G. Kaiser).
Dies schließt allerdings nicht aus, dass in Einzelfällen
exemplarische (Freiheits)Strafen verhängt werden.
Schließlich ist die durchschnittliche Verfahrensdauer
vergleichsweise lang.

4. Theorie und Erklärung. In der Erklärung von W.
stehen zunächst ökonomische Kriminalitätstheorien im
Vordergrund. Dabei handelt es sich um eine Entschei-
dungstheorie, in der das Ergebnis durch eine Abwä-
gung von Kosten und Nutzen einer Handlung bestimmt
ist. Die Theorie des rationalen Akteurs verweist dem-
nach auch auf die Bedeutung von durch Entdeckung
und Kriminalstrafe ausgehenden Kosten und wird zur
Begründung einer Kriminalpolitik herangezogen, die im
Rahmen von W. auf Abschreckung setzt. Bereits früh
wird dann darauf verwiesen, dass rechtliche Regulie-
rung der Wirtschaft und staatliche Interventionen erst
solche Gelegenheiten und Anreize für die Begehung von
Straftaten verschaffen können. Nicht zuletzt stellt der
Subventionsbetrug (insbesondere auch im Kontext der
Agrarsubventionen der Europäischen Union) die Aus-
nutzung von staatlich geschaffenen Gelegenheiten zur
Kriminalitätsbegehung dar. Dies wirft auch die Frage
nach bereits im Stadium der Gesetzgebung angelegten
Risikoanalysen auf. Teilweise werden „subkulturelle“
Erklärungen auch für die W. herangezogen. In Teilbe-
reichen der Wirtschaft können sich demnach informelle
Wert- und Normensysteme und darauf gestützte Prakti-
ken entwickeln, die im Widerspruch zu rechtlichen Re-
gulierungssystemen stehen. Dieser Erklärungsansatz
deckt sich teilweise mit einer Theorie der Sog- und Spi-
ralwirkung. Diese nimmt darüber hinaus an, dass straf-
bare wirtschaftliche Praktiken aus dem Motiv des Er-
halts der Wettbewerbsfähigkeit heraus einen Druck hin
zur Anpassung an solche Praktiken erzeugen können.
Darüber hinaus kann auf die Kontrolltheorie der Kri-
minalität zurückgegriffen werden. Danach ist es eine
effektive Selbstkontrolle, die verhindert dass Straftaten,
auch Wirtschaftsstraftaten, begangen werden. Intakte
Bindungen (an andere Menschen und an die Gesell-
schaft selbst) verhindern (in Form einer Selbstkont-
rolle) Straftaten, weil derartige Bindungen nicht (oder
jedenfalls nicht gerne) aufs Spiel gesetzt werden. Derar-
tige Bindungen entstehen auch aus der Überzeugung,
dass die durch Normen hergestellte Ordnung legitim ist
und allein deshalb Geltung und Befolgung verlangen
darf. Neuere verhaltensökonomische Experimente un-
terstreichen die Bedeutung einer solchen Selbstkont-
rolle. Die Verhaltensökonomie kann nämlich zeigen,
dass für Entscheidungen nicht nur externe Anreize in
Form von Kosten (Strafverfolgungsrisiko und Straf-
schwere) und (materiellen) Vorteilen eine Rolle spielen.
Vielmehr sind auch interne Anreize von Bedeutung. So
kann die Befolgung von Normen als Vorteil und loh-

nenswertes Handlungs-/Entscheidungsmotiv betrachtet
werden, wenn die Entscheidung zur Normbefolgung
das Gefühl mit sich bringt, man habe sich wie ein ehrli-
cher und anständiger Mensch (Übereinstimmung mit
dem Selbstbild) verhalten (N. Mazar/D. Ariely). Aus
diesen Forschungen ergibt sich demnach als mindestens
so bedeutsam wie die Erhöhung der externen Kosten,
also der Strafandrohung, die Beseitigung oder Reduzie-
rung von Elastizität und Ambivalenz von Strafnormen.
Die Reduzierung der Normambivalenz kann nach die-
sen Befunden, dazu führen, dass sich Abweichungen
von den Normen eben nicht mehr mit dem Selbstbild
eines anständigen Menschen vereinbaren lassen und
damit in effektiver Prävention resultieren.

5. Strafverfolgung und Prävention. Untersuchungen
der Strafverfolgung von W. heben seit langer Zeit Defi-
zite in der strafrechtlichen Ahndung hervor. Dies wird
auch erklärt mit der Komplexität der Sachverhalte so-
wie damit zusammenhängenden Beweisproblemen, teil-
weise wird auf Ressourcenprobleme verwiesen. Ferner
erhalten Wirtschaftsunternehmen eine im Verhältnis
zum Nationalstaat stärker werdende Position im Pro-
zess der Globalisierung. Eine Steuerung durch nationa-
les Recht wird schwieriger. Gerade die neueren Wirt-
schaftskrisen („Dotcom-Blase“ 2000/2001; Finanz-
marktkrise 2007/2008) haben gezeigt, dass trotz erheb-
licher Hinweise auf strafbare Handlungen im Zusam-
menhang mit „toxischen Finanzprodukten“ eine
systematische strafrechtliche Aufarbeitung wohl nir-
gendwo erfolgt ist (J. Fisher). Vielmehr ist es nur in
Einzelfällen zur Einleitung von Strafverfahren gekom-
men. Dafür werden verschiedene Gründe genannt, un-
ter ihnen eine weitreichende Diffusion der Verantwort-
lichkeit über Tausende von Personen und Unterneh-
men, die Furcht vor kontraproduktiven Folgen des
Strafrechts oder die Annahme, dass „too big to fail“
auch „too big to prosecute“ bedeuten könne, schließ-
lich die Komplexität. Die Komplexität von W. war in
Deutschland im Übrigen Anlass dafür, Ressourcen
schonende Reformen des Strafverfahrensrechts durch-
zuführen. So wurde bereits im Jahr 1975 § 153a Straf-
prozessordnung eingeführt, der es erlaubt, ein Ermitt-
lungsverfahren (wenn die Schwere der Schuld nicht ent-
gegensteht) gegen Geldauflagen einzustellen. Die Ein-
stellungsvorschrift des § 153a Strafprozessordnung
wurde einerseits begrüßt, andererseits jedoch mit der
Kritik konfrontiert, sie erlaube gerade auch in Fällen
schwerer W. den Freikauf von strafrechtlicher Verant-
wortlichkeit (V. Meinberg). Vor allem Praktiker der
Strafjustiz haben sich dann für eine Reform des Straf-
verfahrensrechts ausgesprochen, das seit 2009 Abspra-
chen über die Strafzumessung erlaubt. Danach kann
das Gericht eine mildere Strafe in Aussicht stellen und
schließlich verhängen, wenn der Angeklagte ein (glaub-
haftes) Geständnis ablegt und auf diese Weise eine an-




